
Klimanotstand - was nun? 

Es ist Klimakrise. Sagt nicht nur die Klimastreik-Bewegung. Bereits haben mit Basel-
Stadt und dem Kanton Waadt zwei politische Akteure den Klimanotstand ausgerufen. 
Das ging aber schnell.  
Schnell sollten diese Akteure auch konkret werden. Was bedeutet der Klimanotstand 
in der Konsequenz? 

Wollen die genannten Akteure ernst machen, müssten sie mit ihrem Anliegen an den 
Bund gelangen. Warum? Es sind grösstenteils die nationalen Rahmenbedingungen, 
welche den ökologischen Fussabdruck ausmachen. Basel wie der Waadt haben 
Vertreter in Bundesbern. Zu deren Aufgabe als Standesvertreter*in wäre, nach der 
national effizientesten Handlungsweise zu suchen und im Bundeshaus damit zu 
lobbyieren. 

Bereits haben einzelne Schweizer Konzerne sich aus dem Erdöl-Geschäft 
zurückgezogen bzw. versuchen, Co2-neutral zu geschäften. Der alles entscheidende 
Erfolgsfaktor hingegen liegt bei den Finanzinvestitionen der grossen Schweizer Banken 
- auch international. Dabei geht es nicht nur um die konkrete Finanzierung von Fossil-
Produkten, sondern noch eminenter um Kredite an andere Privatbanken, die wiederum 
ins Fossile investieren - nahe am Kollaps. Zwar sind die Kreditinvestitionen ins 
Fossilgeschäft ruinös, doch mit dem Spekulieren mithilfe ihrer Finanzprodukte lassen 
sich leider noch immer fette Gewinne einfahren. Damit werden die für viele Menschen 
existentiellen Klimaprobleme durch zusätzliche soziale und wirtschaftliche Probleme 
verschärft - siehe Spekulation auf Nahrungsmittel. 

Das systembedingte Problem dabei: Durch die Geldschöpfung aus dem Nichts gehen 
Privatbanken kein echtes Risiko ein, weil sie ‚too big to fail‘ sind, also im Krisenfall 
vom Staat gerettet werden. So werden nicht nur lokale Wirtschaftskreisläufe auf der 
ganzen Welt durch Billigkonkurrenz zerstört. Zusätzlich findet eine rasante 
Entkoppelung des Finanzwesens von der Realwirtschaft statt. Bedingt durch die 
gigantische Geldvermehrung durch Neuverschuldung zwecks Rettung des bestehenden 
Finanzsystems als hilflose Antwort auf die Finanzkrise 2008. 
Es besteht für diese Banken keinerlei Anreiz, strengere Kriterien in Richtung  
Kreditwürdigkeit geschweige denn Nachhaltigkeit zu definieren. Entsprechend weit 
haben sich die Staaten mittlerweile von der Erreichung des Klimaziels max. 1.5 Grad 
Celsius Erwärmung entfernt. Entsprechend hohl sind deren Bekundungen und 
Versprechungen. Auch und insbesondere die der Schweiz. 

Die Schweiz ist ein kleines Land. Und ein reiches. Weder viel Platz noch Geld brauchen 
die paar Server, um die von der Schweiz aus getätigten Finanztransaktionen 
abzuwickeln. Diese sind beachtlich: 2/3 aller Geldvermögen, 1/4 in der Schweiz selber, 
sind auf Schweizer Banken angelegt.  
Zufälligerweise hatte es die Credit Suisse 2008 als einzige systemrelevante Grossbank 
global geschafft, ohne staatliche Hilfen zu überleben. Doch dies nur dank 
Geldschöpfungen aus dem Nichts zwecks Kreditvergaben an eigene Finanzprodukte. 
Damit die Bilanz positiv aussah. Zufälligerweise bedeutet dies, logisch 
geschlussfolgert, dass das globale Kreditgeschäft von den Launen dieser Grossbank 
abhängig ist. Am längeren Hebel zu sein bedeutet Macht. In diesem Fall viel Macht. In 
der Schweiz also ist der grösste Hebel zu finden, welcher das globale Finanzsystem 
auf Nachhaltigkeit umschalten könnte.  

Spätestens bei dieser Tatsache müsste die Schweizer Politik aufhorchen und von sich 
aus tätig werden, sollte sie es wirklich ernst meinen mit ihrer Energiestrategie. Doch 



was passiert? Sie ignoriert. Sie lügt. Sie verhöhnt diejenigen, die auf diesen Zustand 
aufmerksam machen.  
Am 10. Juni 2018 stimmte die Schweizer Bevölkerung über die Vollgeldinitiative ab, 
welche das Geschäftsrisiko wieder den Privatbanken überlassen wollte. Die 
Geldanlagen von Staat und Bürger wären auch bei einer weiteren Finanzkrise ohne 
den Griff in die Steuerkasse sicher. Dass diese Volksinitiative keine Chance hatte, liegt 
hauptsächlich daran, dass sie in den Parlamenten vorgängig von allen Parteien 
überaus klar abgelehnt wurde. Auch deswegen, weil die mehrheitlich den Kantonen 
und ihren Kantonalbanken gehörende Nationalbank sich weigerte, die Pro-Position 
einzunehmen, obwohl sie mit der heutigen Situation ihrem Auftrag der Finanzstabilität 
der Schweizer Eidgenossenschaft nicht nachkommen kann.  
Das ist die Schweiz heute: ein Land, das sich souverän gibt, ihre Souveränität 
finanztechnisch jedoch aus der Hand gegeben hat. Trotz direkter Demokratie. Auf 
Anraten der gewählten Volksvertretungen. Das ist Verfassungsbruch und 
Landesverrat.  
1891 noch empfahl Bundesbern das Gegenteil - die alleinige Geldherstellung durch die 
Nationalbank zwecks nationaler Unabhängigkeit. 

Mit der Ausrufung des Klimanotstands sind wir nun in der etwas grotesken Situation: 
Basels Kantonalbank ist wie auch die ZKB stark überschuldet und müsste bei der 
kommenden Finanzkrise mittels massiven und anhaltenden Neuverschuldungen aus 
Steuergeldern des Kantons gerettet werden. 
Laut Experten gebe aus der nächsten Finanzkrise innerhalb der bestehenden 
Systemlogik keinen Ausweg mehr; die Möglichkeiten seien ausgeschöpft. 
Entsprechend würden einschneidende Sparmassnahmen gefordert, um ein 
ausgeglichenes Budget präsentieren zu können.  
Wie soll so einem Klimanotstand nur annähernd Genüge getan werden? Ein Hohn! 
Auch gesunde Kantone könnten für Basel und Zürich bürgen müssen und sich an der 
Neuverschuldung per Finanzausgleich beteiligen. Entsprechend wenig Handhabe 
hätten sie zu glaubhaftem Handeln in der Klimafrage. 

Deshalb nun zur Eingangsfrage: Was erfordert die Ausrufung des Klimanotstandes in 
der Konsequenz? Antwort: Die Kantone Basel und Waadt müssten bereits in Bern am 
Weibeln sein und auf die schleunige Einführung eines Vollgelds in der Schweiz pochen 
- bevor uns die nächste Finanzkrise ereilt. Ebenso die noch kommenden Gemeinden 
und Kantone.  

Auch global kann eine möglichst erfolgreiche Bekämpfung des Klimawandels nicht 
ohne ein Schweizer Vollgeld funktionieren. Deshalb sind auch andere Staaten 
aufgefordert, von der Schweiz die Einführung des Vollgelds zu verlangen.  

Es ist Klimakrise. Es ist Systemkrise. Es ist Klimastreik. Wir sind die 99%. 

  




